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Sachgebiet 8 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit 
der Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und 
abwandern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 2, 7 und 51, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandern ^), in der Fassung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1392/74 2), insbesondere auf deren 
Artikel 95 und 97, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des 
Rates vom 21. März 1972 über die Durchführung der 
vorgenannten Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 ^), in 
der Fassung der Verordnung (EWG) 2639/74^), ins- 
besondere auf deren Artikel 121, 

gestützt auf den nach Anhörung der Verwaltungs- 
kommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer ausgearbeiteten Vorschlag der Kom- 
mission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 


in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die eingetretenen Änderungen der britischen Ge- 
setzgebung erfordern besondere Durchführungsvor- 
schriften für die Bestimmungen über die Zusammen- 
rechnung der Versicherungszeiten, damit bei der 
Feststellung des Anspruchs auf Leistungen nach die- 
ser Gesetzgebung die in den übrigen Mitgliedstaa- 
ten zurückgelegten Zeiten und bei der Feststellung 
der Ansprüche nach dem Recht der übrigen Mitglied- 
staaten die im Vereinigten Königreich entrichteten 
Beiträge berücksichtigt werden können. 

Es ist ratsam, einige Bestimmungen der zwischen 
Mitgliedstaaten geschlossenen zweiseitigen Verein- 
barungen beizubehalten. 

Die im internen Verwaltungsaufbau der Mitglied- 
staaten eingetretenen Änderungen sind ebenfalls zu 
berücksichtigen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 149 
vom 5. Juli 1971, S. 2 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 152 
vom 8. Juni 1974, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 74 
vom 27. März 1972, S. 1 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 283 
vom 19. Oktober 1974, S, 1 
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Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 wird wie folgt geändert; 

1. In Anhang II, Teil A und B, erhält Ziffer 30 Irland - Vereinigtes Königreich folgende Fassung: 

„30. Irland - Vereinigtes Königreich 

Artikel 8 des Abkommens vom 14. September 1971 über die soziale Sicherheit". 

2. Anhang IV wird wie folgt geändert: 

In der Tabelle Luxemburg wird in der Rubrik Belgien unter Ziffer 2, Knappschaftliches System, allgemeine 
Teilinvalidität, in den Spalten „Invalidität Arbeiter" und „Invalidität Angestellte" das Wort „Überein- 
stimmung" ersetzt durch „keine Übereinstimmung". 


3. Anhang V - Punkt I Vereinigtes Königreich wird durch folgende Absätze ergänzt: 

a) „15. Das einem Arbeitnehmer nach den britischen Rechtsvorschriften gewährte Pflegegeld (attendance 

allowance) gilt ausschließlich für die Anwendung der Artikel 10, 27 28, 28 a), 29, 30 und 31 der 
Verordnung als Invaliditätsleistung." 

b) „16. Ausschließlich für die Anwendung von Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung wird der Empfänger 

einer nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs geschuldeten Leistung, der sich 
im Gebiet eines Mitgliedstaates aufhält, während der Dauer dieses Aufenthalts behandelt, als 
hätte er seinen Wohnsitz im Gebiet dieses Mitgliedstaates." 

c) „17. (1) Zur Berechnung eines Entgeltfaktors (earnings factor) bei der Feststellung des Leistungsan- 

spruchs nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs wird jede Woche, während der 
für einen Arbeitnehmer die Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates galten und deren 
Beginn in das Bezugssteuer jahr im Sinne der Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs 
fällt, wie folgt berücksichtigt: 

a) für jede Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Y/ohnwoche wird unterstellt, daß der Betreffen- 
de einen Arbeitnehmerbeitrag entsprechend einem Entgelt in Höhe von zwei Dritteln der für 
das betreffende Steuerjahr festgesetzten Entgeltobergrenze entrichtet hat; 

b) für jede vollständige Woche, während welcher der Betreffende eine einer Versicherungs-, 
Beschäftigungs- oder Wohnzeit gleichgestellte Zeit zurückgelegt hat, wird unterstellt, daß er 
einen fiktiven Arbeitnehmerbeitrag geleistet hat, jedoch nur soweit erforderlich, um seinen 
Jahresgesamtentgeltfaktor bis zu der mit 50 multiplizierten Entgeltuntergrenze anzuheben. 

(2) Für die ümrechnung eines Entgeltfaktors in Versicherungszeiten wird der Entgeltfaktor, 
der während des Bezugssteuer Jahres im Sinne der Rechtsvorschriften des Vereinigten König- 
reichs erreicht worden ist, durch die für dieses Steuerjahr festgesetzte Entgeltuntergrenze 
geteilt. Das Ergebnis wird als ganze Zahl ausgedrückt; Ziffern hinter dem Komma bleiben 
unberücksichtigt. Die so errechnete Zahl gilt als die Anzahl der nach den Rechtsvorschriften 
des Vereinigten Königreichs während des betreffenden Steuerjahres zurückgelegten Ver- 
sicherungswochen. Doch kann diese Zahl nicht höher als die Anzahl der Wochen sein, wäh- 
rend welcher die genannten Rechtsvorschriften in demselben Steuer jahr für den Betreffenden 
gegolten haben." 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 2. Oktober 1975 — 1/4 — 680 70 — E - Ar 15/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. September 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 2 

Die Verordnung (EWG) Nr. 51Ai72 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 4 Absatz 10 erhält folgende Fassung: 

„10. In Anhang 10 sind die Träger oder Stellen aufgeführt, die von den zuständigen Behörden insbeson- 
dere auf Grund von Artikel 6 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 1, Artikel 13 Absätze 2 und 3, Artikel 14 
Absätze 1, 2 und 3, Artikel 38 Absatz 1, Artikel 70 Absatz 1, Artikel 80 Absatz 2, Artikel 81, Arti- 
kel 82 Absatz 2, Artikel 85 Absatz 2, Artikel 86 Absatz 2, (Artikel 89 Absatz 1) ^), Artikel 91 Ab- 
satz 2, Artikel 102 Absatz 2, Artikel 110 und Artikel 113 Absatz 2 der Durchführungsverordnung 
bezeichnet worden sind."' 


2. Artikel 12 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 12 

Sondervorschriften für die Zugehörigkeit zum deutschen Sozialversicherungssystem 

Gelten für einen Arbeitnehmer, dessen Arbeitgeber oder Unternehmen seinen Sitz oder Wohnsitz nicht 
im Gebiet Deutschlands hat, auf Grund des Artikels 14 Absatz 1 Buchstabe b oder c oder Absatz 2 Buch- 
stabe a der Verordnung oder auf Grund einer nach Artikel 17 der Verordnung geschlossenen Vereinba- 
rung die deutschen Rechtsvorschriften, so sind diese so anzuwenden, als wäre er an seinem Wohnort im 
Gebiet Deutschlands beschäftigt. Hat der Arbeitnehmer keinen Wohnsitz im Gebiet Deutschlands oder 
liegt einer der Fälle des Artikels 13 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung vor, so sind die deutschen 
Rechtsvorschriften so anzuwenden, als wäre dieser im Zuständigkeitsbereich der Allgemeinen Ortskran- 
kenkasse Bonn beschäftigt." 


3. Anhang 1 wird wie folgt geändert: 

In Punkt I. Vereinigtes Königreich wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„6. Minister for Medical and Health Services (Minister für Gesundheitswesen), Gibraltar. 


4. Anhang 2 wird wie folgt geändert: 

a) in Punkt C. Deutschland erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„2. Rentenversicherung der Arbeiter, Rentenversicherung der Angestellten und knappschaftliche 
Rentenversicherung: 

Für die Entscheidung über Leistunganträge sowie für die Zulassung zur freiwilligen Versicherung 
innerhalb dieses Verfahrens und für die Gewährung der Leistungen nach der Verordnung: 

a) Bei Personen, die ausschließlich nach den deutschen Rechtsvorschriften oder nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften und den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer anderer Mitglied- 
staaten versichert waren oder als versichert galten sowie bei deren Hinterbliebenen, 

— die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates wohnen 

— oder die als Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates im Gebiet eines Nicht-Mit- 
gliedstaates wohnen: 

wohnen: 

i) wenn der letzte Beitrag zur Rentenversicherung der Arbeiter entrichtet worden ist, 

— falls die betreffende Person in den Niederlanden 
oder als niederländischer Staatsangehöriger im 

Gebiet eines Nicht-Mitgliedstaates wohnt: Landesversicherungsanstalt 

Westfalen, Münster 

— falls die betreffende Person in Belgien oder als 
belgischer Staatsangehöriger im Gebiet eines 

Nicht-Mitgliedstaates wohnt: Landesversicherungsanstalt 

Rheinprovinz, Düsseldorf 


•'>) Artikel 89 Absatz 1 ist nicht anzuführen, wenn der Vorschlag der Kommission vom 2. April 1975 über Familien- 
leistungen angenommen wird. 
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idhs die beLrcife::/e Person in Italien oder als 
iUilienisclurr Staalsangehöriger im Gebiet eines 

r-:icht-MiLgiiedsr.acites wcbnt: Ldridesversicherungsanstalt 

Schwaben, Augsburg 


— falls die betreffende Person in Frankreich oder 
Luxemburg oder als französischer oder luxembur- 
gischer Staatsaiigehörigtjr im Gebiet eines Niclit- 

Mitgliedstadtes Vvohrir,; Landesversicherungsanstalt 

Rheinland-Pfalz, Speyer 


— falls die betreffende Person in Dänemark oder als 
dänischer Staatsangehöriger hn Gebiet eines Nicht- 

Mitgliedstaates wohnt: Landesversicherungsanstalt 

Schleswig-Holstein, Lübeck 


— falls die betreffende Person in Irland oder im Ver- 
einigten Königreich oder als irischer Staatsangehö- 
riger oder Staatsangehöriger des Vereinigten Kö- 
nigreichs im Gebiet eines Nicht-Mitgliedstaates 
wohnt : 


ist der letzte Beitrag jedoch an die Landesversiche- 
rungsanstalt für das Saarland, Saarbrücken, an die 
Bundesbahnversicheruiigsanstalt, Frankfurt am Main, 
oder an die Seekasse, Hamburg, entrichtet worden; 

ii) wenn der letzte Beitrag entrichtet worden ist 
— zur Rentenversicherung der Angestellten 


Landesversicherungsanstalt 
Freie und Hansestadt 
Hamburg, Hamburg 


der Träger, an den der letzte 
Beitrag entrichtet worden ist 

Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte, Berlin 


— zur Rentenversicherung für Seeleiite Seekasse, Hamburg 

iii) wenn der letzte Beitrag zur knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung entrichtet worden ist oder die Warte- 
zeit für die Rente wegen verminderter bergmänni- 
scher Berufsfähigkeit erfüllt ist oder als erfüllt gilt: Bundesknappschaft, Bochum 


b) Bei Personen, die nach den deutschen Rechtsvorschriften und nach den Rechtsvorschriften 
eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten versichert waren oder als versichert galten sowie 
bei deren Hinterbliebenen, 

— sofern die betreffende Person im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, außer Saarland, 
wohnt 

— oder als deutscher Staatsangehöriger in einem Nicht-Mitgliedstaat wohnt: 

i) wenn der letzte Beitrag nach den deutschen Rechts- 
vorschriften zur Rentenversicherung der Arbeiter ent- 
richtet worden ist, 

— falls der letzte nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaates entrichtete Beitrag an 
einen niederländischen Rentenversicherungsträger 
entrichtet worden ist: 


Landesversicherungstans talt 
Westfalen, Münster 


— falls der letzte nach den Rechtsvorschriften eines 

anderen Mitgliedstaates entrichtete Beitrag an 
einen belgischen Rentenversicherungsträger ent- 
richtet worden ist: Landesversicherungsanstalt 

Rheinprovinz, Düsseldorf 

— falls der letzte nach den Rechtsvorschriften eines 

anderen Mitgliedstaates entrichtete Beitrag an 
einen italienischen Rentenversicherungsträger ent- 
richtet worden ist: Landesversicherungsanstalt 

Schwaben, Augsburg 
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— falls der letzte nach den Rechtsvorschriften eines 

anderen Mitgliedstates enlrichtete Beitrag an 
einen französischen oder luxemburgischen Renten- 
versicherungsträger entrichtet worden ist: Landesversicherungsanstalt 

R I i e i n I a n d - P i alz, S p o y e r 

— falls der letzte nach den Rechtsvorschriften eines 

anderen Mitgliedstaates zu entrichtende Beitrag 
an einen dänischen Rentenversicherungsträger ent- 
richtet worden ist: Landesversicherungsanstalt 

Sei ■ les w igf-Hol stein . 1 ü berk 


— falls der letzte nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Vlitgliedstaates zu entrichtende Beitrag an 
einen irischen Rentenverstcherungstrager oder 
einen Rentenversicherungsträger des Vereinigten 

Königreichs entrichtet worden ist: Landesversicherungsanslalt 

Freie und Hansestadt 
Hamburg, Hamburg 


— sofern die betreffende Person im Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland im Saarland oder als 
deutscher Staatsangehöriger im Gebiet eines 
Nicht-Mitgliedstaates wohnt und der letzte nach 
den deutschen Rechts vo) Schriften entrichtete Bei- 
trag an einen Träger mit Sitz im Saarland entrich- 
tet worden ist: 

— sofern der letzte nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften entrichtete Beitrag an die Seekasse, Ham- 
burg, oder an die Bundesbahnversicherungsanstalt, 
Frankfurt am Main, entrichtet worden ist: 

ii) wenn der letzte Beitrag entrichtet worden ist: 

— zur Rentenversicherung der Angestellten: 

— zur Rentenversicherung für Seeleute: 

iii) wenn der letzte Beitrag nach den deutschen Rechts- 
vorschriften zur knappschaftlichen Rentenversicherung 
entrichtet worden ist oder die Wartezeit für die Berg- 
mannsrente wegen verminderter bergmännischer Be- 
rufsfähigkeit erfüllt ist oder als erfüllt gilt; 


Landesversicherungsanstalt 
für das Saarland, Saarbrücken 


der Träger, an den dieser 
Beitrag entrichtet worden ist 


Bundes Versicherungsanstalt 
für Angestellte, Berlin 

Seekasse, Hamburg 


Bundesknappschaft, Bochum 


c) Wird in den unter Buchstabe a Ziffer i und Buchstabe b Ziffer i genannten Fällen nach der Lei- 
stungsfeststellung das Wohnland gewechselt, so wechselt demgemäß auch der zuständige 
Träger. 

b) Bei Punkt I. Vereinigtes Königreich ist Ziffer 1 über Sachleistungen wie folgt zu ergänzen; 

„Medical and Public Health Department (Gesundheitsministerium), Gibraltar". 


5. Anhang 3 wird wie folgt geändert: 

unter Punkt C. Deutschland lautet die deutsche Fassung der Ziffer 2 Buchstabe a über Unfallversicherung 
wie folgt; 

„a) Sachleistungen (außer Heilbehandlung durch 
die Unfallversicherung, Körperersatzstücke 
und Hilfsmittel) und Geldleistungen (außer 

Renten, Pflegegeld und Sterbegeld): für den Wohnort oder den 

Aufenthaltsort der betreffen- 
den Person zuständige Allge- 
meine Ortskrankenkasse 

für knappschaftlich Versicherte und deren 

Familienangehörige: Bundesknappschaft, Bochum" 
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6. Anhang 4 wird wie folgt geändert: 


a) Punkt A. Belgien erhält folgenden neuen Wortlaut: 


„A. Belgien 

1. Krankheit, Mutterschaft: 
a) allgemein: 


b) für Seeleute: 


2. Invalidität: 

a) allgemeine Invalidität: 


b) besondere Invalidität 
der Bergarbeiter: 

c) Invalidität der Seeleute: 


Institut national d'assurance maladie-invalidite, - Rijks- 
instituut voor ziekte- en invaliditeitsverzekering (Staat- 
liche Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), 
Brüssel 

Caisse de secours et de prevoyance des marins naviguant 
SOUS pavillon beige - Hulp- en voorzorgskas voor zee- 
varenden onder Belgische vlag (Hilfs- und Vorsorgekasse 
für die unter belgischer Flagge fahrenden Seeleute), Ant- 
werpen 


Institut national d’assurance maladie-invalidite, ~ Rijks- 
instituut voor ziekte- en invaliditeitsverzekering (Staat- 
liche Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), 
Brüssel 

Fonds national de retraite des ouvriers-mineurs - Natio- 
naal Pensioenfonds voor mijnwerkers (Staatliche Kasse 
für die Altersversorgung der Bergarbeiter), Brüssel 

Caisse de secours et de prevoyance des marins naviguant 
SOUS pavillon beige - Hulp- en voorzorgskas voor zee- 
varenden onder Belgische vlag (Hilfs- und Vorsorgekasse 
für die unter belgischer Flagge fahrenden Seeleute), Ant- 
werpen 


3. Alter, Tod (Renten) 

a) für die Anwendung der Artikel 41 
bis 43 und 45 bis 50 der Durch- 
führungsverordnung : 

b) für die Anwendung des Artikels 
45 (auszahlender Träger), des Ar- 
tikels 53 Absatz 1, des Artikels 
110, des Artikels 111 Absätze 1 
und 2 der Durchführungsverord- 
nung: 


Office national des Pensions pour travailleurs salaries - 
Rijksdienst voor de werknemerspensioenen (Staatliches 
Amt für Arbeitnehmerrenten), Brüssel 

Caisse nationale des pensions de retraite et de survie - 
Rijkskas voor Rust- en Overlevingspensioenen (Staatliche 
Alters- und Hinterbliebenenrentenkasse), Brüssel 


4. Arbeitsunfall und Berufskrankheit: Ministere de la Prevoyance sociale - Ministerie van so- 

ciale Voorzorg (Ministerium für Sozialordnung), Brüssel 


5. Sterbegeld: 
a) allgemein: 


b) für Seeleute: 


6. Arbeitslosigkeit: 

a) allgemein: 

b) für Seeleute: 


Institut national d'assurance maladie-invalidite - Rijks- 
instituut voor ziekteen invaliditeitsverzekering (Staat- 
liche Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversicherung), 
Brüssel 

Caisse de secours et de prevoyance des marins naviguant 
SOUS pavillon beige - Hulp- en voorzorgskas voor zeeva- 
renden onder Belgische vlag (Hilfs- und Vorsorgekasse 
für die unter belgischer Flagge fahrenden Seeleute), Ant- 
werpen 


Office national de l'emploi - Rijksdienst voor arbeidsvoor- 
ziening (Staatliches Arbeitsamt), Brüssel 

Pool des marins de la marine marchande - Pool van de 
zeelieden ter koopvaardij (Seemännische Heuerstelle der 
Handelsmarine), Antwerpen 
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7. Familienleistungen: Ministere de la Prevoyance sociale - Ministerie van 

sociale Voorzorg (Ministerium für Sozialordnung, Brüs- 
sel)" 

b) Zu Punkt G. Luxemburg 

i) die Überschrift des Abschnitts I erhält folgende Fassung: 

„1. für die Leistungsgewährung:" 

ii) Abschnitt I Ziffer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Krankheit, Mutterschaft: Caisse nationale d'assurance maladie des ouvriers (Staat- 
liche Arbeiterkrankenkasse) 

iii) Abschnitt I Ziffer 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Sterbegeld; 

a) für die Anwendung des Caisse nationale d'assurance maladie des ouvriers (Staat- 
Artikel 66 der Verord- liehe Arbeiterkrankenkasse) 

nung: 

b) in den übrigen Fällen: je nach Versicherungszweig, zu dessen Lasten die Leistung 

geht, die in Absätzen 1, 2 oder 3 genannten Träger 

iv) A^bschnitt II erhält folgende Fassung: 

„II. in den übrigen Fällen: Inspection general de la securite sociale (Generalinspek- 

tion der sozialen Sicherheit), Luxemburg". 

7. Anhang 5 wird wie folgt geändert: 


a) Im Punkt 5. Belgien-Italien ist ein Buchstabe c folgender Fassung anzufügen: 

„c) Vereinbarung vom 12. Januar 1974 in Anwendung des Artikels 105 Absatz 2 der Durchführungs- 
verordnung." 


b) Punkt 7. Belgien-Niederlande wird wie folgt geändert: 

i) Buchstabe a wird durch folgenden Text ersetzt: 

„a) Artikel 2, 3, 13, 15, Artikel 25 Absatz 2, Artikel 26 Absätze 1 und 2, Artikel 27, 46 und 48 der 
Vereinbarung vom 4. November 195? über Kranken-, Muterschafts-, Sterbe- (Sterbegeld), 
Sachleistungs- und Invaliditätsversicherung und die Vereinbarung vom 24. März 1975 zur 
Änderung der genannten Vereinbarung." 


ii) Folgender Buchstabe h wird angefügt; 

„h) Vereinbarung zwischen den zuständigen belgischen und niederländischen Behörden über die 
Erstattung der Verwaltungskosten in Durchführung des Artikels 45 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 3 und des Artikels 77 der Verordnung Nr. 4 des Rates der Europäischen Gemeinschaften." 


8. Anhang 10 wird wie folgt geändert: 

a) in Punkt E. Irland erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„1. Bei Anwendung des Artikels 6 Ab- 
satz 1, des Artikels 11 Absatz 1, 
des Artikels 13 Absätze 2 und 3, 
des Artikels 14 Absätze 1, 2 und 3, 
des Artikels 38 Absatz 1, des Arti- 
kels 70 Absatz 1, des Artikels 85 
Absatz 2, des Artikels 86 Absatz 2 
und des Artikels 91 Absatz 2 der 

Durchführungsverordnung: Department of Social Welfare (Ministerium für Sozialord- 

nung), Dublin". 

b) Im Punkt G. Luxemburg ändert sich folgendes: 

i) in Absatz 2 wird „Ministere du Travail et de la securite sociale (Ministerium für Arbeit und so- 
ziale Sicherheit), Luxemburg" ersetzt durch: 

„inspection general de la securite sociale (Generalinspektion der sozialen Sicherheit), Luxem- 
burg". 
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ii) Absatz 3 wird gestrichen. 

iii) Die Absätze 4, 5 und 6 werden die Absätze 3, 4 und 5. 

c) Punkt I. Vereinigtes Königreich erhält folgende Fassung: 

„L Vereinigtes Königreich 

Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1, des 
Artikels 13 Absätze 2 und 3, des Artikels 14 
Absätze 1, 2 und 3, des Artikels 38 Absatz 1 , 
des Artikels 70 Absatz 1, des Artikels 80 Ab- 
satz 2, des Artikels 81, des Artikels 82 Ab- 
satz 2, des Artikels 85 Absatz 2, des Arti- 
kels 86 Absatz 2, des Artikels 91 Absatz 2, des 
Artikels 102 Absatz 2 und des Artikels 110 der 
Durchführungsverordnung : 

Großbritannien: Department of Health and Social Security - Overseas 

Group (Ministerium für Gesundheitswesen und soziale 
Sicherheit, Internationaler Dienst), Newcastle-upon-Tyne 

Nordirland: Department of Health and Social Services for Northern 

Ireland - Overseas Branch (Ministerium für Gesundheits- 
wesen und soziale Dienste für Nordirland - Internatio- 
naler Dienst), Belfast". 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
in Kraft. 

Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe c gilt jedoch ab 6. April 1975. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Die Vercidnung (EVvG) Nr. 1408^71 ‘) vom 14. Juni 
1071 zur Anwendung der Systeme der sozialen Si- 
cln-r-ieil. auf ArbeiLiiehmer und deren Familien, die 
innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, und 
die Verordnung (EWG) Nr. 574 72 -) über die Durch- 
führung der Verordnung Nr. 1408 71 sind am 1. Ok- 
lobei 1972 iii Kraft geLiete]!. 

Nach den erferderlichen Anpassungen gelten diese 
Varcrdnungen seit dem 1. April 1973 in den neun 
Mitgliedstaaten der erweiterten Gemeinschaft. 

Die idsche Entwicklung der Rechtsvorschriften über 
f-oziale Sicherheit in den Mitgliedstaaten, die bei 
der Durchführung der Gemcinschaftsverordnungen 
erworbene Erfahrung und die Entscheidungen der 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der Aufteilung der Kom- 
petenzen für die Anwendung der Verordnungen 
unter ihre Behörden, Stellen und Träger der sozialen 
Sicherheit machen eine ständige Anpassung der Ver- 
r r c i n un gen e r f o rd e r li ch . 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1392/74 vom 4. Juni 
i97‘^i •*) wurde eine erste Reihe von Änderungen in 
die genannten Verordnungen eingeführt. Dieser Vor- 
schlag zielt auf die Änderungen ab, die sich seither 
als erforderlich erwiesen haben. 


Analyse des Verordn ungsvorschlags 

Artikel 1 Absatz 1 

Es handelt sich darum, eine Bestimmung des am 
14. September 1971 zwischen dem Vereinigten Kö- 
nigreich und Irland geschlossenen Abkommens über 
soziale Sicherheit, dessen Beibehaltung im Zeitpunkt 
des Beitritts der neuen Mitgliedstaaten nicht erfor- 
derlich schien, in den Anhang II der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 aufzunehmen. 

Diese Bestimmung soll es ermöglichen, daß die in 
einem der beiden Länder im Rahmen der Kranken- 
versicherung gutgeschriebenen fiktiven Beiträge, die, 
weil die Voraussetzungen für den Erwerb des Lei- 
stungsanspruchs nicht erfüllt sind, in keinem der 
beiden Länder angerechnet werden konnten, bei der 
Berechnung der Alters- oder Hinterbliebenenrenten 
in dem jeweils anderen Land berücksichtigt werden 
können. 

Artikel 1 Absatz 2 

Es geht um die Feststellung, daß im Falle der allge- 
meinen Teilinvalidität keine Übereinstimmung hin- 
sichtlich der Voraussetzungen zwischen den luxem- 
burgischen Rechtsvorschriften für das System der 
Angestellten und Arbeiter und den für das knapp- 
schaftliche System geltenden belgischen Rechtsvor- 
schriften besteht. 


Artikel 1 Absatz 3 

u) Neuer Absafz 15 

Das in den Rechtsvorschriften des Vereinigten Kö- 
nigreichs vorgesehene Pflegegeld (attendance allo- 
wance) ist eine Barleistung, die jeder sich im Ver- 
einigten Königreich auf haltenden Person gewährt 
wird, die so schwer behindert ist, daß sie des Bei- 
stands einer dritten Person bedarf. Diese Leistung 
hat nichts mit der Invaliditätsrenle zu tun und wird 
ohne Versicheriings- oder Beschäfligungsvoraussct- 
zurigen gewährt. Die Finanzierung wird vom Staats- 
Ijoushalt getragen. 

ln Berücksichtigung dieser Besonderheiten lassen 
sich die Bestimmungen des Kapitels 2 des Titels III 
der Verordnung über Gewährung und Berechnung 
der invaliditätsrenten nicht auf eine solche Lei- 
slungsart anwenden. Es wird deshalb vorgeschlagen, 
das Pflegegeld bis zu einer allgemeinen Lösung der 
durch die Koordinierung der Systeme für die Behin- 
derten aufgeworfenen Probleme als eine Leistung 
bei Invalidität zu betrachten, und zwar hinsichtlich: 

— der Überweisung in die übrigen Mitgliedstaaten, 

— des Anspruchs auf die Leistungen der Kranken- 
versicherung bei Wohnsitz oder Aufenthalt der 
Berechtigten und ihrer Familienangehörigen im 
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats. 

b) Neuer Absatz 16 

Nach Artikel 10 der Verordnung dürfen die in die- 
sem Artikel genannten Leistungen, die von dem 
Träger eines Mitgliedstaats geschuldet werden, 
nicht deshalb geändert werden, weil der Berechtigte 
in einem anderen Mitgliedstaat wohnt. Da unter 
„Wohnsitz" der „ständige" Wohnsitz zu verstehen 
ist, läßt sich Artikel 10 nicht auf die Berechtigten 
anwenden, die sich in einem anderen Mitgliedstaat 
„auihalten". Die Rechtsvorschriften des Vereinigten 
Königreichs lassen die Zahlung beziehungsweise 
unveränderte Zahlung der Leistungen an die sich in 
einem anderen Mitgliedstaat aufhaltenden Renten- 
empfänger in folgenden Fällen nicht zu: 

i) wenn sich ein Rentner, der Staatsangehöriger 
eines Mitgliedstaats ist und außerhalb der Ge- 
meinschaft wohnt, vorübergehend in einem Mit- 
gliedstaat aufhält; 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 149 
vom 5. Juli 1971 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 74 
vom 27. März 1972 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 152 
vom 8. Juni 1974 
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ii) wenn ein Rentenempfänger, der auf Grund des 
Umstandes, daß er in einem Mitgliedstaat wohnt, 
Anspruch auf einen besonderen Arbeitsunfähig- 
keitszuschlag in Form einer Rentenzulage wegen 
Arbeitsunfalls oder Berufskrankheit hat, sich in 
einem anderen Mitgliedstaat aufhält. 

Die zur Aufnahme in Anhang V vorgeschlagene 
Bestimmung soll diese Lücke schließen, indem der 
Aufenthalt in einem Mitgliedstaat dem Wohnsitz 
gleichgestellt wird. 

c) Neuer Absatz 17 

In dieser Bestimmung sollen die Änderungen berück- 
sichtigt werden, die in der britischen Gesetzgebung 
durch das Sozialversicherungsgesetz (Social Secu- 
rity Act) 1973 an dejn Beitragssystem und den Vor- 
aussetzungen zur Leistungsgewährung vorgenom- 
men wurden. 

Bis zum 6. April 1975 wurden die Beiträge bekannt- 
lich nur wöchentlich zu einem Einheitssatz entrichtet. 
Darüber hinaus war der Anspruch auf Einheitslei- 
stungen von der Zahl der entrichteten Beiträge 
abhängig^). Folgende Änderungen wurden vorge- 
nommen: 

Beiträge 

Die Beiträge der Arbeitnehmer (nunmehr „employed 
earners" genannt) ^) schwanken entsprechend der 
Entgelthöhe. Einheitsbeiträge gibt es nicht mehr; der 
Arbeitnehmer und der Arbeitgeber entrichten Bei- 
träge entsprechend dem Entgelt des Arbeitnehmers. 
Die Beiträge werden auf der Grundlage des zwi- 
schen der gesetzlich festgesetzten oberen und unte- 
ren Entgeltgrenze liegenden Entgelts berechnet. Die- 
se Grenzen liegen ungefähr bei dem Eineinhalbfa- 
chen bzw. einem Viertel des Landesdurchschnitts- 
entgelts; sie werden jährlich überprüft. Die Beiträge 
beziehen sich auf das Steuerjahr (Beginn 6. April), 
in dem sie entrichtet wurden. Sie werden nicht län- 
ger auf der Grundlage von „Beitragswodien" wie 
jetzt, sondern im Verhältnis zu den Lohnzahlungs- 
zeiträumen und nicht nach Maßgabe der Beschäfti- 
gungsdauer berechnet. 

Die Beiträge werden vom Arbeitgeber einbehalten 
und an die Finanzämter abgeführt. Die Arbeitgeber 
müssen am Ende eines jeden Jahres die Höhe der 
im Steuerjahr einbehaltenen Beiträge angeben. 

Voraussetzungen für den Erwerb des Anspruchs 

Obwohl die Beiträge entsprechend dem Entgelt un- 
terschiedlich hoch sind, sind die Leistungen einheit- 
lich. Die im ehemaligen System geltenden Begriffe 
„Wochenbeiträge", „Beitragszeiten" und „Versiche- 
rungszeiten" gibt es nicht mehr. Der Leistungsan- 
spruch ist nicht länger an die Zahl der tatsächlichen 
oder fiktiven Beiträge geknüpft, sondern an den 
Begriff „jährlicher Entgeltfaktor". Die Gesamthöhe 


der für einen Arbeitnehmer in einem Steuerjahr ent- 
richteten Beiträge wird vom Ministerium für Ge- 
sundheitswesen und soziale Sicherheit (Department 
of Health and Social Security) in einen Entgeltfaktor 
umgerechnet, der dem Entgelt entspricht, für das 
Beiträge entrichtet wurden. Der Leistungsanspruch 
wird u. a. in Entgeltfaktoren und Vielfachen der 
unteren Entgeltgrenze ausgedrückt werden. So ist 
zum Beispiel für einen Anspruch auf Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit erforderlich, daß der auf der Grund- 
lage der Beiträge errechnete Entgeltfaktor die mit 
50 multiplizierte untere Grenze des Jahres nicht 
unterschreitet. Ist der Entgeltfaktor kleiner, wird die 
zu gewährende Leistung gekürzt. Die Zahl der ent- 
richteten Beiträge und der Zeiten, für die das Ent- 
gelt eine Beitragspflicht nach sich zieht, sind in der 
neuen Regelung unerheblich und werden nicht ver- 
zeichnet. 

Fragen 

Auf Grund der vorhergehenden Ausführungen sind 
in der Verordnung Nr. 1408/71 im Hinblick auf die 
Anwendung des Titels III Sonderbestimmungen ins- 
besondere in bezug auf folgende Fragen vorzuseheii: 

1. die Umrechnung der in anderen Mitgliedstaaten 
zurückgelegten Versicherungs- bzw. Beschäfti- 
gungszeiten in Entgeltfaktoren zwecks Anwen- 
dung der britischen Rechtsvorschriften; 

2. die Umrechnung der im Vereinigten Königreich 
verzeichneten Entgeltfaktoren in „Versicherungs- 
zeiten", so daß die anderen Mitgliedstaaten sie 
bei der Anwendung ihrer Rechtsvorschriften be- 
rücksichtigen können. 

Nachstehend folgt ein Kommentar zu den für die 
Änderung des Anhangs V vorgeschlagenen Lösun- 
gen. 

Zu Punkt 1 wird vorgeschlagen, den Arbeitnehmer 
so zu behandeln, als ob er ein Entgelt in Höhe von 
zwei Dritteln der oberen Entgeltgrenze bezogen hät- 
te, was tatsächlich dem Landesdurchschnittsentgelt 
der Arbeitnehmer im Vereinigten Königreich nahe- 
zu entspricht. (Auf Grund der Unterschiede zwischen 
den Lohnniveaus und den wirtschaftlichen und sozia- 
len Gegebenheiten in den Mitgliedstaaten wäre es 
irrig, sich bei der Anwendung der britischen Rechts- 
vorschriften nach den in anderen Mitgliedstaaten 
bezogenen Entgelten zu richten. Es wäre darüber 
hinaus unmöglich festzustellen, welches Entgelt der 
Betroffene bei einer etwaigen Beschäftigung im Ver- 
einigten Königreich während des Bezugszeitraums 
bezogen hätte.) Der nach dieser Formel errechnete 


4) Es gibt darüber hinaus ein gesetzliches Zusatzsystem, 
in dem die Beiträge unterschiedlich hoch sind. Diese 
Beiträge bewirken eine Erhöhung der Einheitsleistun- 
gen der Grundregelung. Dieses Zusatzsystem ist hier 
nicht betroffen. 

5) anstelle von „employed persons" 
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Betrag des Entgelts wird den im Vereinigten König- 
reich tatsächlich erzielten Entgelten hinzugerechnet; 
andererseits werden mit dieser Formel Zeiten be- 
rücksichtigt, die nach den Rechtsvorschriften anderer 
Mitgliedstaaten als den Versicherungszeiten gleich- 
gestellte Zeiten gelten; diese fiktiven Zeiten sollen 
jedoch nur bis zum Erreichen der unteren Entgelt- 
grenze berücksichtigt werden. Diese Regelung gilt 
im übrigen auch für die Einwohner des Vereinigten 
Königreichs. 


Eine ziemlich ähnliche Lösung wurde in Anhang V 
Punkt I Absatz 1 1 für bestimmte entgeltabhängige 
Zulagen aufgenommen. 


Zu Punkt 2, der die Versorgung anderer Mitglied- 
staaten mit Unterlagen über die auf Grund von 
„Entgeltfaktoren" ermittelten „Versicherungszeiten" 
betrifft, wird vorgeschlagen, den Entgeltfaktor durch 
die untere Entgeltgrenze zu teilen (NB: In Zukunft 
werden die Versicherungskonten des Vereinigten 
Königreichs für ein bestimmtes Jahr nur noch einen 
in Währungseinheiten ausgedrückten Betrag enthal- 
ten). Ein Betrag in Höhe von zwei Dritteln der obe- 
ren Entgeltgrenze würde dazu führen, die Arbeit- 
nehmer mit mittelmäßigem Entgelt, die die Voraus- 
setzungen für den Erwerb des Anspruchs auf Vollei- 
stungen nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten 
Königreichs erfüllen, durch Anrechnung eines niedri- 
geren als des tatsächlich entrichteten Beitragssatzes 
für den betreffenden Zeitraum zu benachteiligen. 
Die so errechnete Ziffer darf jedoch nicht die Zahl 
der Wochen überschreiten, in denen die Rechtsvor- 
schriften des Vereinigten Königreichs tatsächlich für 


ebenfalls für das fiktive Entgelt der gleichgestellten 
Zeiten angewendet. 


Artikel 2 Absätze 1 und 8 Buchstaben a und c 

Der durch die Verordnung (EWG) Nr. 878/73 geän- 
derte Artikel 86 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 575/72 ist in Artikel 4 Absatz 10 und in Anhang 
10 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 anzuführen. 
Die vorgeschlagenen Bestimmungen sollen diese 
Unterlassung wiedergutmachen. 


Artikel 2 Absatz 2 

Mit dieser Bestimmung soll der Träger der sozialen 
Sicherheit bestimmt werden, bei dem der Arbeitneh- 
mer angeschlossen ist, der auf Grund gewisser Be- 
stimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
den deutschen Rechtsvorschriften unterliegt, der 
aber in einem anderen Mitgliedstaat beschäftigt ist 
bzw. dessen Arbeitgeber oder Unternehmern seinen 


Wohnsitz bzw. seinen Sitz in einem anderen Mit- 
gliedstaat hat. Die vorgeschlagene Änderung dieser 
Bestimmung betrifft ausschließlich den internen Ver- 
waltungsaufbau in Deutschland und zieht keinerlei 
Änderung der Rechte und Pflichten der Arbeitneh- 
mer nach sich. 


Artikel 2 Absätze 3, 4, 5, 6 und 8 

Es handelt sich darum, in den Anhängen zur Ver- 
ordiiuny (EWG) Nr. 574/72 die eingetretenen Ände- 
rungen in der Verteilung der Zuständigkeiten zwi- 
schen den einzelstaatlichen Behörden, Trägern oder 
Stellen für die Anwendung der Verordnung festzu- 
stellen. 


Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a 

In Anhang 5 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 ist 
eine auf der Grundlage des Artikels 105 Absatz 2 
dieser Verordnung zwischen Belgien und Italien 
geschlossene Vereinbarung über den gegenseitigen 
Verzicht auf die Erstattung von Aufwendungen für 
nichtfachärztliche Untersuchungen, die für die Ge- 
währung, Zahlung oder Neufeststellung von Invali- 
ditätsrenten erforderlich sind, aufzunehmen. 


Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b Ziffer i 

In den vorerwähnten Anhang 5 ist eine zwischen 
Belgien und den Niederlanden geschlossene Verein- 
barung über das Zusammentreffen von Krankengeld 
und Invaliditätsrente bei Verschlimmerung der Ar- 
beitsunfähigkeit aufzunehmen. Mit dieser Verein- 
barung sollen Doppelzahlungen dieser beiden Lei- 
stungen vermieden werden, wobei jedoch dem Ar- 
beitnehmer ein Leistungsbetrag gewährleistet wird, 
der der höheren Leistung entspricht, auf die er infol- 
ge der Verschlimmerung seines Invaliditätszustan- 
des Anspruch hat oder gehabt hätte. 


Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b Ziffer ii 

Die in den Anhang 5 aufzunehmende Vereinbarung 
wurde auf der Grundlage des Artikels 45 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 3 und des Artikels 77 der Ver- 
ordnung Nr. 4 geschlossen und betrifft die Erstat- 
tung der Verwaltungskosten bei Gewährung von 
Sachleistungen der Krankenversicherung für Rech- 
nung seines Trägers eines anderen Mitgliedstaats. 

Als die Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 
574/72 an die Stelle der Verordnungen Nr. 3 und 4 
traten, wurde unterlassen, diese Vereinbarung in 
den Anhang aufzunehmen. 
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